
Als Ergebnis der Beratungen mit den Leitungen dieser 
Organisationen wurde exakt festgelegt, wie die Natio­
nale Front, der FDGB un!d die FDJ die Gewährleistung 
von Ordnung und Sicherheit unterstützen. So hat z. B. 
der FDGB-Bezirksvorstand am 11. Juli 1960 festgelegt, 
in die Betriebskollektivverträge für das Jahr 1961 und 
in die Verträge der sozialistischen Brigaden in Indu­
strie und Landwirtschaft Verpflichtungen zu Fragen der 
Ordnung und Sicherheit aufzunehmen und diese 
Probleme zum Bestandteil der Rechenschaftslegung über 
die Betriebskollektivverträge zu machen. Der Bezirks­
ausschuß der Nationalen Front stellte den Kredsaus- 
schüssen u. a*. die Aufgabe, Foren mit verschiedenen 
Bevölkerungsschichten zu organisieren. Die Bezirkslei­
tung der FDJ legte fest, wie die Fragen von Ordnung 
und Sicherheit im Zusammenhang mit der Verwirk­
lichung des „Programms der jungen Generation für den 
Sieg des Sozialismus“ zu verbinden sind.

Bei allen Beratungen mit den Massenorganisationen 
kam jedoch die Notwendigkeit zum Ausdruck, daß der 
Nationalen Front und den Massenorganisationen ständig 
auch von den Organen der Justiz und der Staatsanwalt­
schaft konkrete Materialien zur Verfügung gestellt 
werden, die diesen Organen die Einschätzung der Lage 
erleichtern. Es muß für die Organe der Justiz und 
Staatsanwaltschaft ein unumstößliches Prinzip ihrer 
Arbeit werden, daß man, um mit den Massen zu arbei­
ten, mit den Massenorganisationen eng und planmäßig 
Zusammenarbeiten muß.

Die Richter wähl — 
ein wichtiger Prüfstein für das Verständnis 

der komplexen Arbeit
Jetzt, in der Zeit der Vorbereitung und Durchführung 

der Richterwahl, müssen die Räte und Strafver­
folgungsorgane — besonders die Gerichte — beweisen, 
daß säe es verstanden haben, die Arbeit der Justiz in 
den Gesamtrahmen der staatlichen Führungstätigkeit zu 
stellen. Die Richterwahl stellt klar, daß die Deutsche 
Demokratische Republik der einzig rechtmäßige Staat 
ist, der eine wahrhaft demokratische Ordnung und da­
mit auch eine wahrhaft demokratische Justiz aufgebaut 
hat.

Die Richterwahl zeigt erneut, daß die sozialistische 
Gesetzlichkeit und die Gewährleistung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit die unerläßlichen Garanten für 
die Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe und für 
den Sieg des Sozialismus sind. Der bisherige Abschnitt 
der Vorbereitung, der Richterwahl hat gezeigt, daß die 
Richterwahl zu einem entscheidenden Schritt in der 
Entwicklung unserer sozialistischen Demokratie wird, 
wenn 'bei allen Beteiligten diese politische Linie klar 
und die Durchführung der Beschlüsse exakt organi­
siert ist.

In der Wahlversammlung im Dimitroff-Werk Magde­
burg wurde durch das Auftreten des von der West- 
zonen-Justiz eingekerkert gewesenen Arbeiterfunktio­
närs Kurt S a c k  den Werktätigen die prinzipielle 
Überlegenheit unseres Staates gegenüber dem West­
zonenregime vor Augen geführt, das Friedenskämpfer 
verfolgt und schwer belastete Faschisten in wichtigen 
Staatsfunktionen deckt.

In der Grenzgemeinde Oebisfelde führte eine Ver­
sammlung zur Vorbereitung der Richterwahl ebenfalls 
zu einem außerordentlich wirksamen politischen Er­
gebnis. Die 250 Anwesenden dieser Versammlung 
brachten in Diskussionsreden und Zwischenrufen zum 
Ausdruck, daß Richterwahlen in Westdeutschland das 
Ende der Blutrichter und unverbesserlichen Revanchi­
sten in der Westzonen-Justiz bedeuten würden.

Aus den Diskussionsbeiträgen und Anfragen, die in 
den Versammlungen zur Vorbereitung der Richterwahl 
geäußert wurden, geht hervor, daß die Werktätigen 
solche Richter fordern, die selber aus der Arbeiterklasse 
und den anderen werktätigen Schichten des Volkes 
hervorgegangen sind und eine enge Verbindung mit 
dem werktätigen Volk halten. Ein Arbeiter hob in einer 
Versammlung der Nationalen Front hervor, daß er es 
für unbedingt notwendig halte, in der gegenwärtigen 
Zeit Spione hart zu bestrafen und keinen Pardon 
gegenüber der feindlichen Wühl- und Hetztätigkeit zu 
geben. Die Versammlungen zur Vorbereitung der 
Richterwahl in den Betrieben führen zur Belebung der 
Tätigkeit der neugebildeten Konfliktkommissionen und 
mobilisieren die Aktivität der Werktätigen bei der Er­
ziehung von Kollegen, die infolge zurückgebliebenen Be­
wußtseins die Normen des sozialistischen Gemeinschafts­
lebens verletzten.

In den Versammlungen kommt zum Ausdruck, daß 
sich ein herzliches Verhältnis zwischen den Richtern 
und den Arbeitern und Bauern herausgebildet hat.

Jedoch besteht bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Richterwahl noch keinerlei Anlaß zur Selbst­
zufriedenheit. Vor allem auf dem Lande ist es not­
wendig, die Fragen der Richterwahl viel enger mit den 
aktuellen Problemen bei der Festigung der LPGs zu 
verbinden, wie dies im Brief des Zentralkomitees der 
SED an die Genossenschaftsbäuerinnen und -bauern 
der LPG Typ I vom 2. Juli I9609 gefordert wird. Dem­
gegenüber besteht- die Gefahr, daß gerade auf dem 
Lande infolge ungenügender Vorbereitung der Verant­
wortlichen diese Veranstaltungen formal und losgelöst 
von den örtlichen Problemen ablaufen.

Des weiteren kommt es darauf an, daß die Ständi­
gen Kommissionen Innere Angelegenheiten, Volks­
polizei und Justiz, die Räte und die Strafverfolgungs­
organe, Insbesondere die Gerichte, sehr aufmerksam die 
Ergebnisse der Versammlungen analysieren, gewissen­
haft die Meinung der Werktätigen, wie sie in den An­
fragen und Diskussionsreden zum Ausdruck kommt, zur 
sofortigen Verbesserung ihrer eigenen Leitungstätigkeit 
ausnützen. Die Beobachtungen zeigen nämlich, daß die 
Richter, die bei einer entsprechenden Arbeit der ande­
ren Strafverfolgungsorgane und der örtlichen Organe 
eine solche Rechtsprechungstätigkeit ausgeübt haben, 
die den Anforderungen der komplexen Arbeit entspricht, 
auch eine außerordentlich positive Resonanz in den 
Versammlungen mit der Bevölkerung haben. Dort aber, 
wo sich noch Überreste bürokratischen Arbeitsstils 
zeigen, wo die Richter noch losgelöst von den Schwer­
punkten des sozialistischen Aufbaus und den Gedanken 
der Bevölkerung hinter ihren Akten sitzen, zeigt sich, 
daß ihr Auftreten bei der Bevölkerung unbefriedigend 
ist, daß sie mit akademischen und geschraubten Erklä­
rungen über die Köpfe der Werktätigen hinweg reden 
und keine lebhafte Resonanz und Zustimmung aus- 
lösen.

Deshalb möchten wir zum Abschluß unsere Forderung 
wiederholen, daß vor allem politisch-ideologische Klar­
heit über die Grundfragen des sozialistischen Aufbaus 
notwendig ist. Sie erst verschafft uns die richtige Ein­
stellung zur komplexen Arbeit. Mit einer richtigen Ein­
stellung wird es auch richtige Arbeit geben. Die Organe 
der Justiz und der Staatsanwaltschaft haben in der 
Vergangenheit ihre Aufgaben, wie Partei und Regie­
rung wiederholt hervorhoben, in Ehren erfüllt. Sie 
müssen jetzt angesichts unserer komplizierten Aufgaben 
das Niveau ihrer Leitungsarbeit entscheidend ver­
bessern.
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